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KÖLN – Auch 2022 gibt es eine BDIZ EDI-Tabelle. Sie erscheint im 
neuen Design, ist deutlich nutzerfreundlicher und enthält die neuen 
PAR-Leistungen im BEMA. So weit so gut. Der neue, wegbereitende 
Ansatz der BDIZ EDI-Tabelle 2022 zielt auf die Analogabrechnung. 
Hier hat BDIZ EDI-Präsident Christian Berger den neuen parodonto-
logischen Leistungen, die es seit Juli 2021 basierend auf der PAR-
Richtlinie gibt, Analogpositionen gegenübergestellt.

Da den neuen BEMA-Leistungen in der Parodontologie die 
„alten“ Leistungsziffern der GOZ aus den Jahren 2012 bzw. 1988 
gegenüberstehen, die nicht den aktuellen leitlinienbasier-
ten Standard abbilden, hat der BDIZ EDI konkrete Vor-
schläge für die Zahnärzte erarbeitet bzw. zusammen-
geführt, die aus betriebswirtschaftlicher Sicht gangbare 
Wege für die Praxis aufzeigen.

Für die Analogberechnung der PAR-Leistungen werden 
zwei Versionen unterbreitet.
• Version 1 (Tabellenseiten 18–19) zeigt den Vorschlag der 

Bundeszahnärztekammer, die die neuen, aktuellen leitlinien-
basierten Leistungen überwiegend als Analogberechnung be-
schreibt.

• Version 2 (Tabellenseiten 20–22) bildet die Vorschläge von BDIZ 
EDI und BLZK ab. Sie gehen in der Analogberechnung deutlich 
weiter als jene der BZÄK.

Die Tabelle zeigt anschaulich, dass Zahnärzte bei vielen paro-
dontologischen Leistungen den 3,5-fachen Steigerungssatz der GOZ 
2012 verlangen oder überschreiten müssen, um für vergleichbare 
Leistungen eine Vergütung zu erhalten, wie sie gesetzliche Kranken-
kassen aufgrund der neuen BEMA-Richtlinie bezahlen.

Die Lösung des BDIZ EDI: die analoge Berechnung mit bewusst 
niedrigen Steigerungsfaktoren, die die BEMA-Honorare nur gering-
fügig überschreiten, um den Nachweis zu liefern, dass GKV-Versicherte 
für die vergleichbare Leistung ein vergleichbares Honorar bezahlen.

Christian Berger dazu: „Auf politischer Ebene werden wir Zahn-
ärzte wenig bis nichts erreichen, das haben die vergangenen Jahr-
zehnte im Dialog bzw. in der Auseinandersetzung mit der Politik 
gezeigt. Wir müssen uns andere Lösungen suchen und 
sie tatsächlich nutzen, um für das betriebs-
wirtschaftliche Auskommen un-

serer Praxen zu sorgen. Den Weg zeigt der BDIZ EDI. Unsere Tabelle 
macht es möglich, Zahnmedizin nach State of the Art mit angemesse-
nen Honoraren anzubieten. Für den Praxisalltag bietet sie eine schnelle 
Orientierung im Leistungsdschungel von BEMA, GOZ und GOÄ.“

Seine Mitglieder wird der BDIZ EDI bei Erstattungsproblemen 
gebührenrechtlich und gutachterlich unterstützen, sofern sie den 
Empfehlungen folgen. 

Quelle: BDIZ EDI

Größer, besser, zielführender: die neue BDIZ EDI-Tabelle
Alle Leistungen in BEMA, GOZ, GOÄ mit Zeitwerten und Analogabrechnung der neuen PAR-Leistungen.

Mitgearbeitet an der Tabelle haben u.  a. der Justiziar des BDIZ EDI, 
Prof. Dr. Thomas Ratajczak, und die Abrechnungsexpertin Kerstin Salhoff. 

Die BDIZ EDI-Tabelle 2022 ist über den Onlineshop des BDIZ EDI zum Preis 
von 26 Euro bestellbar. Mitglieder erhalten ein Exemplar kostenfrei zuge-
sandt.
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STUTTGART – Das Landesarbeitsgericht (LAG) 
Baden-Württemberg befasste sich in einem einst-
weiligen Rechtsschutzverfahren (Az. 11 SaGa 1/21) 
mit der Frage, ob der Arbeitsplatz für eine Oralchi-
rurgin wegen unverantwortbarer Gefährdungen 
mit einem Beschäftigungsverbot auch noch wäh-
rend der Stillzeit versehen werden muss.

Der Sachverhalt
Eine als Oralchirurgin angestellte Arbeitneh-

merin wurde im Sommer 2020 schwanger. Ihr Ar-
beitgeber, der spätere Beklagte, sprach ihr für die 
Zeit der Schwangerschaft ein betriebliches Be-
schäftigungsverbot aus.

Am 12. März 2021 brachte die Oralchirurgin 
ihr Kind zur Welt und befand sich bis einschließlich 
20. Mai 2021 im Mutterschutz. Dann nahm sie bis 
einschließlich 22. Juni 2021 Resturlaub aus dem 
Jahr 2020. Danach wurde sie seitens ihres Arbeit-
gebers aufgefordert, ihre Tätigkeit am 23. Juni 
2021 wieder aufzunehmen. Dies entsprach indes 
nicht dem Willen der Oralchirurgin, worauf es zwi-
schen den Parteien zum Streit kam, ob ein weiteres 
Beschäftigungsverbot wegen unverantwortbarer 
Gefährdungen aufgrund Stillen des Kindes vor-
liege. Die Oralchirurgin stellte daraufhin einen 
Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz mit dem 
Inhalt, mindestens vorläufi g ein Beschäftigungs-
verbot auszusprechen. Der Arbeitgeber berief sich 
auf Hinweise und Empfehlungen zum Schutz stil-
lender Frauen des Ad-hoc-Arbeitskreises Still-
schutz, wonach die Wiederaufnahme der Arbeit 
möglich sei. 

Der Gefahrenvortrag der Oralchirurgin
Die Oralchirurgin sah die Empfehlungen des 

Arbeitskreises als unzureichend an und zählte eine 
Vielzahl von Tätigkeiten auf, die eine unverant-
wortbare Gefährdung für sie darstellen würde. 
Unter anderem gehörten dazu Handlungen, bei 
denen sie mit Amalgam/Quecksilber in Berührung 
kommen kann, sowie sonstige Behandlungen in 

einem Raum, in dem zuvor mit diesen Stoffen ge-
arbeitet wurde und der vorher nicht mindestens 
zehn Minuten gründlich gelüftet wurde. Außerdem 
führte sie die Gefahr bei Tätigkeiten an, bei denen 
die Oralchirurgin mit Biostoffen der Gruppen 1, 2 
oder 3 derart in Berührung kommen kann, dass 
eine Übertragung nicht ausgeschlossen ist. Dies 
seien insbesondere Hepatitis-C-Viren, HI-Viren und 
Coronaviren (SARS-CoV-2). So habe sie sich inso-
weit in der Vergangenheit auch an Instrumenten 
im Rahmen der Arbeit verletzt. Zudem bestehe die 
Gefahr, dass sie anderweitig mit Blut oder Speichel 

des Patienten in Berührung komme, beispielsweise 
durch das Spritzen entsprechender Körperfl üssig-
keiten des Patienten ins Auge der Oralchirurgin. 
Auch dies sei schon vorgekommen. Die Aufzäh-
lung der Tätigkeiten ging dabei derart weit, dass 
schon die Durchführung von Besprechungen mit 
Patienten zur beabsichtigten Behandlung zu un-
verantwortbaren Gefahren führe.

Die Entscheidung
Das LAG wies den Antrag der Oralchirurgin 

zurück und bestätigte die Entscheidung des Ar-

beitsgerichts, wonach der Antrag der Oralchirur-
gin im Zuge einer vorläufi gen (summarischen) 
Prüfung überwiegend unbegründet sei. Einzig die 
Arbeit mit Amalgam/Quecksilber sei zu unterlas-
sen, wie auch schon das Arbeitsgericht zutreffend 
festgestellt hatte.

Die Gründe
Ob die angegebenen Tätigkeiten der Oral-

chirurgin eine unverantwortbare Gefährdung dar-
stellen und die Annahmen des Ad-hoc-Arbeitskrei-
ses Stillschutz demnach fehlerhaft sind, konnte 
nicht endgültig festgestellt werden, da aufgrund 
des Eilverfahrens kein Gutachten dazu eingeholt 
werden konnte. Dies hat indes die Oralchirurgin zu 
verantworten, die kein Hauptsacheverfahren zur 
Klärung dieser Fragen angestrengt hatte. Aller-
dings wurden vom Arbeitsgericht sowohl die 
Räumlichkeiten der Praxis als auch die konkreten 
Tätigkeiten ins Auge genommen, worauf sich 
beide Instanzen auch ausdrücklich in ihren Ent-
scheidungen bezogen.

Überdies  sei  zu  berücksichtigen,  dass  die 
Empfehlungen  des  Ad-hoc-Arbeitskreises  Still-
schutz nicht nur von den Vertretern der Länder er-
arbeitet worden sind, sondern auch in Zusammen-
arbeit unter anderem mit dem Robert Koch-Insti-
tut, dem Bundesinstitut für Risikobewertung und 
der Nationalen Stillkommission. Daher sei davon 
auszugehen, dass diese Empfehlungen dem aktu-
ellen wissenschaftlichen Stand entsprechen und 
anzuwenden seien. Diese Grundlage vermochte 
die Oralchirurgin mit ihren Darlegungen nicht zu 
entkräften.

Im Ergebnis sprach das LAG im Rahmen des 
einstweiligen Rechtsschutzverfahrens nur ein Be-
schäftigungsverbot für die Arbeit mit Amalgam 
aus, oralchirurgische und zahnärztliche Tätigkeiten
an sich jedoch nicht. 
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Unverantwortbare Gefährdungen?
Neues zum Beschäftigungsverbot für stillende Zahnärztinnen.
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